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BARRIEREFREIE  
KOMMUNIKATION 

Text: Birgit Büttner

Das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz soll eine gleichberechtigte 
Teilhabe an der Gesellschaft ermöglichen. Dies gilt auch für die 
Kommunikation und den Zugang zu Information.

Was umfasst barrierefreie 
Kommunikation und Infor­
mation
Menschen mit Behinderungen 
benötigen je nach Art ihrer 
Einschränkung verschiedene 
Formen der Verständigung 
bzw. Information. 

Sehbehinderte und blinde 
Menschen haben mit akusti-
schen Hilfen (z.B. Hörbücher, 
Internetradio) Zugang zu Lite-
ratur und Information. Men-
schen mit Hörbehinderung 
und gehörlose Menschen 
brauchen Gebärdensprach-
videos auf Websites oder 
Fernsehsendungen in Gebär-
densprache. Für Menschen 
mit Lernschwierigkeiten oder  
kognitiven Beeinträchtigun-
gen müssen die Informatio-
nen in leicht verständlicher 
Sprache angeboten werden. 

Mit dem Leicht-Lesen (LL) Gü-
tesiegel werden die Qualitäts-
standards für barrierefreie 
Information bestätigt. Auch 

für ein barrierefreies Internet 
sind verschiedene Vorgaben 
(Zugänglichkeitsrichtlinien für 
barrierefreie Webinhalte – 
WCAG 2.0) zu beachten. 

Bestimmungen zur Barri­
erefreiheit/barrierefreien 
Kommunikation 

Das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (kurz: 
UN-Behindertenrechtskon-
vention, UN-BRK) enthält 
eine Vielzahl spezieller, auf 
die Lebenssituationen von 
Menschen mit Behinderungen 
abgestimmter Regelungen. 
Die Behindertenrechtskon-
vention ist in Österreich am 
26.10.2008 in Kraft getreten. 
Allen Menschen mit Behinde-
rungen ist die volle und wirk-
same Teilhabe an der Gesell-
schaft und die Einbeziehung 
in die Gesellschaft zu ermög-
lichen (Artikel 3 Un-BRK). Für 
Menschen mit Behinderungen 

ist ein barrierefreier Zugang 
zur physischen Umwelt, 
Transportmitteln, Kommuni-
kation und Dienstleistungen 
zu gewährleisten (Artikel 9 
UN-BRK)). Alle für die entspre-
chenden Zielgruppen relevan-
ten Informationen müssen 
in barrierefrei zugänglicher 
Form verfügbar sein. Die Ver-
wendung von Gebärdenspra-
chen ist anzuerkennen und zu 
fördern (Artikel 21 UN-BRK).

Bundes­Behinderten­
gleichstellungsgesetz (kurz: 
BGStG): Ziel des Gesetzes 
(gibt es seit 2008) ist, die Dis-
kriminierung von Menschen 
mit Behinderungen zu besei-
tigen oder zu verhindern und 
damit die gleichberechtigte 
Teilnahme am Leben in der 
Gesellschaft zu ermöglichen 
(§ 1 BGStG). In § 6 Abs 5 
BGStG wird Barrierefreiheit 
definiert. Demnach sind barri-
erefrei „bauliche und sonstige 
Anlagen, Verkehrsmittel, 
technische Gebrauchsge-
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•  Neuerungen beim  
Behindertenpass: 
Bei Anträgen auf Ausstel-
lung eines Behindertenpas-
ses, die nach dem 1.9.2016 
im Sozialministeriumsser-
vice einlangen, wird bei 
Zuerkennung der Behin-
dertenpass im Scheck-
kartenformat ausgestellt. 
Zusatzeintragungen erfol-
gen auf der Rückseite der 
Scheckkarte größtenteils in 
Form von Piktogrammen. 

•  Neuerungen im Pfle­
gebereich: Betrifft Pfle-
geersatzleistungen: Die 
Zuwendungsbeträge zu den 
Kosten der Ersatzpflege 
wegen Verhinderung der 
Hauptpflegeperson (z.B. 
wegen Urlaub, Krankheit) 
werden mit 1.1.2017 um  
€ 300,– erhöht. Betrifft Pfle-
gegeldeinstufung von Kin-
dern und Jugendlichen: Mit 
1.9.2016 ist die Kinder-Ein-
stufungsverordnung zum 
Bundespflegegeldgesetz 
(Kinder-EinstV) zur Beurtei-
lung des Pflegebedarfs von 
Kindern und Jugendlichen 
in Kraft getreten.

KURZINFOS RECHT genstände, Systeme der 
Informationsverarbeitung 
sowie andere gestaltete 
Lebensbereiche, wenn sie 
für Menschen mit Behin-
derungen in der allgemein 
üblichen Weise, ohne be-
sondere Erschwernis und 
grundsätzlich ohne fremde 
Hilfe zugänglich und nutz-
bar sind.“ § 8 BGStG ent-
hält die Verpflichtung des 
Bundes, seine Leistungen 
und Angebote für Men-
schen mit Behinderungen 
zugänglich zu machen. Der 
Zugang zu Gebäuden, zu 
Dienstleistungen (z.B. Be-
ratungsdienste, Servicecen-
ter) und zu jeder Art der In-
formation soll barrierefrei 
sein. Nicht nur in baulicher 
Hinsicht sondern auch die 
Bedürfnisse kommunikati-
onsbehinderter Menschen 
(z.B. Informationsbroschü-
ren in „Leichter Lesen“) 
sind zu berücksichtigen. 

Bundes­Verfassungs­
gesetz (kurz: B-VG):  „… 
Niemand darf wegen sei-
ner Behinderung benach-
teiligt werden. Die Republik 
(Bund, Länder und Gemein-
den) bekennt sich dazu, 
die Gleichbehandlung von 
behinderten und nichtbe-
hinderten Menschen in 
allen Bereichen des Lebens 
zu gewährleisten.“ (Artikel 
7 B-VG) Außerdem wird in 
Artikel 8 B-VG die Österrei-
chische Gebärdensprache 
(ÖGS) als eigenständige 
Sprache anerkannt.

E­Government­Gesetz 
(kurz: E-GovG), § 1 Abs 
3: „Bei der Umsetzung 

der Ziele dieses Bundes-
gesetzes ist Vorsorge 
dafür zu treffen, dass 
behördliche Internetauf-
tritte, die Informationen 
anbieten oder Verfahren 
elektronisch unterstützen, 
so gestaltet sind, dass 
internationale Standards 
über die Web-Zugänglich-
keit auch hinsichtlich des 
barrierefreien Zugangs 
für behinderte Menschen 
eingehalten werden.“

Der Nationale Aktions­
plan Behinderung 2012 
– 2020 

Mit dem NAP Behinde-
rung 2012-2020 soll die 
UN-Konvention über die 
Rechte von Menschen mit 
Behinderungen in Öster-
reich praktisch umgesetzt 
werden. Der NAP Behinde-
rung wurde von der Bun-
desregierung am 24.7.2012 
beschlossen und enthält 8 
Schwerpunkte mit insge-
samt 250 Maßnahmen. 

Die Maßnahmen zur 
barrierefreien Kommuni-
kation im Bereich Medien 
sind beispielsweise die 
schrittweise Erhöhung des 
Anteils der Barrierefreiheit 
aller Sendungen des ORF 
und anderer audiovisueller 
Mediendienste. Außerdem 
sollen die ORF.at Seiten im 
Zuge ihrer schrittweisen 
technischen Modernisie-
rung barrierefrei gemacht 
werden und dem internati-
onal anerkannten Standard 
zur Erstellung von barriere-
freien Webinhalten (WCAG 
2.0) entsprechen. 

WAS IST NEU?




